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L Problemstellung

Die Unternehmenshaftung stellt unwegsames Ge-
lände dar innerhalb der weiten privatrechtsdogrnati-
schen Landschaft. Die Probleme fangen schon beim
Begriff an, der mehrdeutig ist, weswegen allzu oft
im Unklaren bleibt, was gcnatr gerneint ist, wenn von
«Unternehmenshaftung» die Rede ist. Mit «Unter-
nehrnenshaftung» kann erstens gemeint sein, dass ein
Unternehmensträger - in der Praxis häufig eine Kör-
perschaft flir dessen Personal, d.h, Hilfspersonen und
allenfalls Organe, verantwortlich ist. Zweiters kann
gemeint sein, dass ein Unternehmensträger (eine Mut-
tergesellschaft) flir Tochtergesellschaften und allen-
falls auch liir Zulieferer verantwortlich ist. Dritens
schliesslich kann gemeint seir.r. dass Unternehmens-

träger - im Unterschied zu Privatpersonen für ge-

wisse oder gar särntliche Drittschädigungen aus dem
Betrieb des Untemehmens strikt einstandspflichtig
sein sollen. Im Unterschied zu den zu,ei erstgenannten

Begriffsdimensionen geht es bei der dritten nicht um
das «Wer» der Haftung (das Haftungssubjekt). sonden.r

um das «Wie>> (die Strenge der Haftungl. «Entt'r'prisc

liability>» wird in den USA häufig aber r.rici.rr konse-
quent im Sinne dieser dritten, in der Schr,teiz rie-
nig geläufigen Begriffsdimension verstanden (was die
rechtsvergleichende Arbeit erschweren kann).

Dass die Unternehmen shaftung Llnwegsarr es dogmati-
sches Gelände darstellt, hängt damit zusammen, dass

die Materie der systematischer.r Aufarbeirung han1. Er-

staunlich ist, dass dieser Befund auch flir das deutsche

Recht zutrifft. Ar-rch zum deutschen Recht ist die Zahl
der Monographien, die sich der Materie aus einer brei-
ten Perspektive widmen, überschaubar. Zu sehr liegen

offenbar hüben wie drüben Studien zu Spezialpro-

blemen im Trend (umso mehr ist - dies sei bereits an

dieser Stelle festgehalten die hier besprochene Ha-

bilitationsschrift von C,A.ns'reN Kör.rrc zu begrüssen).

Positiv aus schweizerischer Perspektive ist immerhin,
dass sich die Probleme im deutschen Recht ganz ähn-
Iich stellen wie im schweizerischen, weswegen auch
der schweizerische Jurist bzw. die schweizerische Ju-

ristin ohne grössere Schwierigkeiten deutsche Literatur
zu Rate ziehen kann (und was auch die vorliegende Be-
sprechung rechtfertigt).

Wenn wir uns der ersten Begriffsdimension von «Un-
ternehmenshaftung» zuwenden - die den alleinigen
Gegenstand der Habilitationsschrift von KöNrc bil-
det -, so ist festzuhalten, dass nach traditioneller Auf-
fassung die Deliktshaftung des (körperschaftlichen)
Unternehmensträgers nur derivativ begründet werden
kann. Möglich ist einerseits, dass ein Organ ein Delikt
begeht, fur das der Unternehmensträger gemäss Ar1. 55

Abs. 2 ZGB mithaftet (Art. 55 Abs. 2 ZGB wird in
AtL. 122,817" 899 Abs. 3 OR sinngemäss wiederholt);
möglich ist andererseits, dass eine Hilfsperson ein De-
likt begeht, für das der Unternehmensträger gemäss

Art. 55 Abs. I OR potentiell mithaftet. Wegen der von
der Geschäftsherrenhaftung eröffneten Entlastungs-
möglichkeit ist die Mithaftung bei Hillspersonendelik-
ten nur eine potentielle, wohingegen die Mithaftung
bei Organdelikten strikt ist. Hinzugefligt sei, dass die
Hilfsperson nicht urteilsftihig zu sein braucht und mit-
hin in ihrer Person kein vollständiges Delikt begründet
sein muss, um die Haftung des Unternehmensträgers
auszulösen (es ist aber jedenfalls ein pflichtwidriges
Verhalten der Hilfsperson zu verlangen).

Die bloss derivative Deliktshaftbarkeit von Unterneh-
mensträgern hat zwei grössere Probleme zur Konse-
quenz, wobei das eine dogmatischer, das andere hin-
gegen vor a1lem praktischer Natur ist.

Erstens: Es ist anzunehmen, dass unternehmensbezo-
gene deliktsrechtliche Sorgfaltspflichten im Grundsatz
(allein) in der Person des Untemehmensträgers ori-
ginieren. Wenn etwa ein Unternehmen wie es dem
typischen Fall entspricht - Hilfspersonen beschäftigt,
so obliegen die Geschäftsherrenpflichten (namentlich
die allseits bekannten drei curoe), bei denen es sich
um nonlale deliktsrechtliche Sorgfaltspflichten han-
delt, allein dem Untemehmensträger (zum deutschen
Recht KöNrc; 703 ff.). Ist der Untemehmensträger eine

Körperschaft, so sind die Geschäftsherrenpflichten von
den Organen wahrzunehmen. Bei genauerem Hinsehen
wird nun ein Problem erkennbar: Die unternehmensbe-
zogenen deliktsrechtlichen Sorgfaltspflichten (im vor-
liegenden Fall: die Ceschäftsherenpfl ichten) bestehen

in der Person des Untemehmensträgers, es handeln
aber dessen Organe. Pflichtenträgerschaft und Han-
deln treffen mithin nicht in ein und derselben Person

zusamrlen, sondem lä1len auseinander. Die Frage, die
sich stellt, ist, wie dies mit dem traditionellen Konzept
der bloss derivativen Deliktshaftbarkeit von Unter-
nehmensträgern vereinbarl werden kann. Wie kann die
Deliktshaftung des Untemehmensträgers begründet
werden, wenn er allein der Träger der untemehmens-
bezogenen deliktsrechtlichen Sorgfaltspflichten ist,
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ä er aber mangels natürlicher Handlungsfühigkeit nicht

u- selbst zu handeln vefinag, sondern auf das Handeln

A, von Organen und/oder Hilfspersonen angewiesen ist,
t und zugleich das traditionelle Konzept der bloss de-

rivativen Deliktshaftbarkeit gelten soll? - Das ist das

dogmatische Problem.

Zweitens: Es dürfte wesentlich dem füiheren Vor-

herrschen der (verfehlten) Lehre vom Erfolgsunrecht

geschuldet sein, dass man sich in der Schweiz noch

kaum Gedanken darüber gemacht hat, wer eigentlich

der Träger der untemehmensbezogenen deliktsrecht-

lichen Sorgfaltspflichten ist. Bei Anwendung des Er-

folgsunrechts stellen sich insoweit nämlich keine Fra-

gen: Wenn ein Untemehmensangehöriger ein absolutes

subjektives Recht eines Dritten verletzt, so ist dies eo

pso rechtswidrig (während reine Vermögensschäden

im Grundsatz nicht rechtswidrig sind). Beim Tatbe-

standselement des Verschuldens wird dann (im Falle

einer rechtswidrigen Schädigung) nurmehr geprüft, ob

der Unternehmensangehörige urteilsftihig war und sich

situativ sorgf?iltig verhalten hat. Die Frage der Träger-

schaft der untemehmensbezogenen delilctsrechtlichen

Sorgfaltspflichten stellt sich gar nicht erst, denn wenn

nicht vom Verhaltensunrecht ausgegangen wird, son-

dem vom Erfolgsunrecht, stehen Verhaltenspflichten

nicht im Zentrum derAnspruchsprüfung. Genauer: Wer

vom Erfolgsunrecht ausgeht und das Schädigerverhal-

ten erst beim Verschulden prüft, geht unausgesprochen

davon aus, dass eine Sorgfaltspflicht des Schädigers

gegenüber dem Geschädigten von vornherein bestand.

Das Verhaltensunrecht hingegen denkt anders: Es stellt

zunächst die Frage, ob der Schädiger dem Geschädig-

ten überhaupt Sorgfalt schuldete. Bei Drittschädigun-

gen im Unternehmenskontext erweist sich dann u.U.,

dass der Schadensverursacher gar nicht selbst Träger

der möglicherweise verletzten Sorgfaltspflicht war,

sondern diese allein in der Person des Unternehmens-

trägers bestand.

Im Kontext der Unternehmenshaftung kann der dog-

matische Widerstreit zwischen Erfolgsunrecht und Ver-

haltensunrecht erhebliche praktische Bedeutung erlan-

gen. Denn werur das Erfolgsunrecht Anwendung flndet

und deshalb die Frage ungestellt bleibt, wer eigentlich

Träger der untemehmensbezogenen deliktsrechtlichen

Sorgfaltspflichten ist, laufen Untemehmensangehöri-

ge, die Dritte schädigen, stets Gefahr einer persönli-

chen Haftung. Sie haben - obgleich sie nicht als Pri-

vatpersonen, sondern als Unternehmensangehörige

handelten - in eigener Person ein Delikt begangen, ftir
das sie auch in eigener Person haftbar sind; die Haf-

tung des Unternehmensträgers ttitl nx Haftung der

Untemehmensangehörigen bloss hinzu (und im Falle

von Hilfspersonen noch nicht einmal zwingend). - Das

ist das praktische Problem.

r üIm

Während man in der Schweiz der vorstehend in aller

Kürze umrissenen Problematik offenbar noch nicht

einmal gewahr geworden ist - in der Literatur hat sie

jedenfalls, soweit ersichtlich, keine Spuren hinter-

lassen -, wird in Deutschland hierüber schon länger

intensiv diskutiert. Im Nachgang zum heftig umstrit-

tenen B aus toff-Entscheid des Bundesgerichtshofs aus

dem Jahr 1989 (BGHZ 109,297) ist vor allem die Fra-

ge der Deliktshaftung - der sog. Aussenhaftung - von

Organen zu einem nachgerade <<klassischen>> Thema

avanciert. Ein breitflächiger Konsens darüber, wie die

Deliktshaftung von Unternehmensträgem zu konstru-

ieren ist und inwiefem die Organe und Hilfspersonen

der Aussenhaftung unterliegen, ist bislang aber nicht

erzielt worden. Vor diesem Hintergrund ist die im Au-
gttst 2023 erschienene Habilitationsschrift von Cans-

reN KöNrc zu sehen, in der dieser den Versuch unter-

nimmt, ein umfassendes Konzept der Deliktshaftung

von Untemehmensträgern ftir Organe und Hilfsperso-

nen vorzulegen.

ll. lnhaltsübersicht

Angesichts des immensen Umfangs von KöNtcs Ha-

bilitationsschrift können im Folgenden nicht mehr als

Grundzüge der allerwichtigsten Gedankengänge von

KöNIc nachgezeichnet werden. KöNIc differenziert

grundlegend zwischen zwei Arten der Unternehmens-

hafttrng, nämlich der «indirekteru> und der «direkten».

Sieht man von der <<Bestandsaufnahme» (29 ff.) und

den Ausfrihrun geß 
^tr 

«Theorie der Unternehmenshaf-

tung» (149 ff.) einmal ab - wobei freilich schon diese

zwei ersten Teile des Buches etwa 200 Seiten in An-

spruch nehmen -, gliedert sich dieses in Ausführungen

zu diesen zwei Arten der Unternehmenshaftung.

Die «indirekte» Unternehmenshaftung (677 ff.) ent-

spricht dem traditionellen derivativen Konzept: Die de-

liktische Haftung des Unternehmensträgers knüpft an

ein Organ- oder an ein Hilfspersonendelikt an, wobei

dieAnknüpfirng entweder strikt ist (bei Organdelikten)

oder nicht strikt (bei Hilfspersonendelikten). Es resul-

tiert eine solidarische Haftung von Unternehmensträ-

ger und Organ bzw. Hilfsperson. Wichtig ist: Die de-

rivative oder «indirekle>> Untemehmenshaftung setzt

voraus, dass die verletzte Sorgfaltspflicht an das Organ

bzw. an die Hilfsperson adressiert war und nicht an den

Unternehmensträger (was, richtig besehen, nur selten

der Fall ist). Innerhalb der Kategorie der «indirekten»

Unternehmenshaftung differenziert Köurc weiter zwi-

schen <<echter indirekteo> wd <<unechter indirekter»

Unternehmenshaftung, wobei mit dieser Differenzie-

rung lediglich der Umstand aufgegriffen wird, dass die

«indirekte» Untemehmenshaftung für Organdelikte

strikt ist («echte indirekte» Untemehmenshaftung),

wohingegen die «indirekte>> Untemehmenshaftung füLr
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Hilfspersonendelikte nicht strikt ist, sondern zusätzlich

ein Fehlverhalten aufseiten des Unternehmensträgers

verlangt («unechte indirekte» Untemehmenshaftung).

Praktisch wichtiger und dogmatisch spannender ist die

<<direkte» Unternehmenshaftung (227 ff.), die - sich

auf rund 450 Seiten erstreckend - den Kern des Bu-

ches bildet. Sie kommt immer dann zur Anwendung,

werur die einschlägige Sorgfaltspflicht nicht in der Per-

son des Unternehmensangehörigen bestand, der den zu

beurteilenden Schaden verursacht hat, sondern in der

Person des Unternehmensträgers. Es geht mithin um
jene Konstellation, in der das traditionelle Konzept

der derivativen Unternehmenshaftung - metaphorisch

gesprochen - ins Stolpern gerät, weil Pflichtenträger-

schaft und Handeln nicht in ein und derselben Person

gegeben sind.

Der Unternehmensträger haftet in dieser Konstella-

tion nicht derivativ, sondern originär. Dem muss so

sein, weil derjenige Unternehmensangehörige, der den

fraglichen Schaden verursacht hat, mangels Pflichten-

trägerschaft selbst nicht haftbar ist (womit sich das

Problem der Aussenhaftung von Organen und Hilfs-
personen gar nicht erst stellt). Es gibt m.a.W. kein

Organ- bzw. Hilfspersonendelikt, von dem die Delikts-

haftung des Unternehmensträgers derivieren könnte.

Die schwierige dogmatische Frage, die sich stellt, ist,

wie die originäre («direkte») Unternehmenshaftung zu

konskuieren ist.

Diese Frage stellt sich zttnalmitBlick auf das schwei-

zerische Recht, da man hierzulande anscheinend noch

garu dem Konzept der derivativen («indirekten»)

Untemehmenshaftung verpflichtet ist. In Deutschland

ist man insofem bereits weiter: Dort dürfte mittler-

weile als herrschende Lehre anerkannt sein, dass das

Konzept der derivativen (<indirekten») Untemeh-

menshaftung in Konstellationen, in denen ein Organ

eine Drittschädigung verursacht, nur dann zw An-

wendung gelangt, wenn es sich um eine unmittelbare

Rechtsgutsverletzung handelt. Im Hintergrund muss

hier gesehen werden, dass bei unmittelbaren Rechts-

gutsverletzungen gemäss der in Deutschland herr-

schenden sog. Kombinationstheorie immer noch das

Erfolgsunrecht gilt. Handelt es sich hingegen um eine

mittelbare Rechtsgutsverletzung und kommt folglich

nach der Kombinationstheorie das Verhaltensunrecht

zur Anwendung - erst hier stellt sich also die Frage

der Pflichtenträgerschaft -, so soll die Sorgfaltspflicht

(«Verkehrspflicht») im Grundsatz in der Person des

Untemehmensträgers bestehen und diesem das Verhal-

ten des Organs zugerechnet werden. Ob sich dies nicht

nur im Bereich der Organe - oder «Repräsentanteru>,

um eine in Deutschland geläufige Begriffiichkeit auf-

zugreifen -, sondern auch im Bereich der Hilfsperso-

nen so verhält, istnicht ganzklar (s. a5).

KöNrc lehnt die Kombinationstheorie wie schon

andere Autoren vor ihm - mit bekannten, aber guten

Gründen ab und bekennt sich zu einem einheitlichen

Rechtswidrigkeitskonzept im Sinne des Verhaltensun-

rechts. Die Frage der Pflichtenträgerschaft stellt sich

für ihn infolgedessen nicht nur bei mittelbaren, son-

dern auch bei unmittelbaren Rechtsgutsverletzungen,

d.h. generell. Köxrc ist derAuffassung, dass die unter-

nehmensbezogenen deliktsrechtlichen Sorgfaltspfl ich-

ten im Grundsatz in der Person des Unternehmensträ-

gers bestehen (s. 229 ff.).

KöNrc differenziert im Bereich der originären oder

«direkten» Unternehmenshaftung wiederum zwi-
schen einer «echten» und einer «unechten» Variante.

Die <amechte direkte» Unternehmenshaftung (573 ff.,
661 tr.) beruht auf der Zurechnung individuellen Ver-

haltens zum Unternehmensträger. Das Verhalten des-

jenigen Unternehmensangehörigen, der den fragli-
chen Schaden verursacht hat, wird zugerechnet. Nach

Körrc bedarf es flir diese Verhaltenszurechnung kei-

ner speziellen gesetzlichen Grundlagen, vielmehr will
er sie einzellallweise qua Auslegung aus der jeweils

anwendbaren Haftungsgrundlage gewinnen. Kann eine

Drittschädi gung auf keinen individualisierbaren Unter-

nehmensangehörigen zurückgeführ1 werden, soll eine

Zurechnr.rng individuellen Verhaltens ausscheiden und

stattdessen die <<echte direkte» Untemehmenshaftung

Anwendung finden (540 ff.,634 ff.). Hier soll die Haf-

tungsbegründr-rng ohne Verhaltenszurechnung funktio-
nieren. Könrc rvill hier nämlich das Unternehmen a1s

Canzes als handelnden Akteur verstanden wissen, fur
das der Unternehmensträger qua Unternehmensträger-

schaft verantworllich sein soll.

lll. Was besonders gefällt...

Die Habilitationsschrift von KöNrc stellt einen beein-

druckenden Wissensfundus dar. Auch schweizerische

Juristinnen und Juristen, die sich aus wissenschaft-

licher Perspektive mit Fragen der Unternehmens-

haftung - genauer: mit der Begrtindung der Delikts-
haftung des Unternehmensträgers - befassen, sollten

dieses Werk konsultieren (ftir die Praxis hingegen dürf-

te sich das Werk kaum eignen, da es seinem Wesen als

Habilitationsschrift entsprechend rein dogmatischer

Natur ist). Positiv ist vor allem, dass KöNtc die Be-

gründung der Deliktshaftung des Untemehmensträgers

breit adressiert und nicht bloss Einzelaspekte beleuch-

tet. Positiv ist sodann - jedenfalls nach Auffassung des

Schreibenden -, dass KöNtc der in Deutschland (noch)

herrschenden Meinung widerspricht und die Kombina-

tionstheorie zurückweist, um seinem Konzept stattdes-

sen einheitlich das Verhaltensunrecht zugrunde zu legen.

Weil KöNrc die Begründung der Deliktshaftung des

Unternehmensträgers aus einer breiten Perspektive be-
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trachtet und \\,eil er einheitlich vom Verhaltensunrecht

ausgeht, verrnag er auch zu erkennen, dass die t'icuri-

ous liahilitv des anglo-amerikanischen Rechts die Pro-

bieme der Unternehmenshaftung keinesfalls allein zu

lösen vennöchte. In Deutschland wie in der Schweiz

scheinen rricht wenige, auch namhafte Autoren der

Auffassung zu sein, dass das Grundproblem der Unter-

nehmenshaftung in der verfehlten Entlastungsmöglich-

keit der Geschäftsherrenhaftung liege und dass mit der

Abschafhrng der Entlastungsmöglichkeit - womit irn
Ergebnis die vicarious liabilitv des anglo-amerikani-

schen Rechts eingefuhrt würde - alle wesentlichen Pro-

bleme der Unternehmenshaftung behoben wären. Das

wäre mitnichten der Fall. Denn: In all jenen Sachver-

haltskonstellationen, in denen die einschlägigen unter-

nehmensbezogenen deliktsrechtlichen Sorgfältspflich-

ten in der Person des Untemehmensträgers bestehen,

würde auch die yicarious liabilit"t: nicht weiterhelflen,

da es an einem Hilfspersonendelikt fehlte, an das die

vic:arious liahility anknüpfen könnte. KöNrcs Habilita-

tionsschrift zeigt eindrücklich, dass die dogmatischen

Probleme der Unternehmenshaftung viel grösser sind

als bloss die verfehlte Entlastungsmöglichkeit bei der

Geschäftsherrenhaf tung.

lV. Wo noch Klärungsbedarf besteht...

Es kann gar nicht anders sein, als dass eine so breit

angelegte Studie wie die von KöNrc eine ganze Reihe

von Fragen aufwirft. Dass Fragen aufgeworfen wer-

den, ist jedoch keineswegs ein Negativum, sondem

umgekehrt ein Positivum, denn darin manif-estiert sich

der Beitrag zum wissenschaftlichen Diskurs. Wiede-

rum nur in aller Kürze sei im Folgenden auf einige

Punkte hingewiesen.

Erstens; Köxtc verortet die unternehmensbezogenen

deliktsrechtlichen Sorgfaltspflichten im Grundsatz

beim Unternehmensträger und nicht bei den indivjdu-

ellen Unternehmensangehörigen. Im Ergebnis dürf--

te dies richtig sein. Es stellt sich aber die Frage, ob

der Unternehmensträger seine Sorgfaltspflichten in-

tem - an Organe und Hilfspersonen - delegieren kann.

Diese Frage stellt sich im der-rtschen und im schwei-

zerischen Recht gleichernassen; im deutschen Recht

kommt aber hinzu, dass § 831 Abs. 2 BCB explizit die

Haftung desjenigen regelt, der vertraglich Geschäfts-

herrenpflichten übemimmt, womit das deutsche Recht

von einer solchen Delegationsmöglichkeit auszugehen

scheint.

Zweitens; Nach KöNrc bedarf es fur die Zurechnung

individuellen Verhaltens von Organen oder Hilfsper-

sonen keiner Zurechnungsnorm, denn die Verhaltens-

zurechnung sei mittels Auslegung aus der jeweiligen

Haftungsnorm zu gewinnen (s. 323 ff.). Dieser Ansatz

mag bei Anwendbarkeit einer Haftungsnorm des Son-

derdeliktsrechts, welche die Modalitäten ihrer Anwen-

dung himeichend explizit macht, angängig sein. Wenn

es aber um die Anwendung der Haftungstatbestände

des allgemeinen Deliktsrechts geht - insbesondere

§ 823 BGB bzw. Art. 41 Abs. 1 OR -, erscheint der

Ansatz der Auslegung wenig aussichtsreich. Besti.inde

in diesen Fällen - vom Folgeproblem der Rechts(un)

sicherheit einmal ganz abgesehen - nicht eine kaum zu

vermeidende Gefahr, dass der Rechtsanwender immer

exakt das aus der Norm «herauslesem> wi.irde, was er

zuvor in sie «hineingelesen» hat? Dass KöNIc hilfs-
weise Fallgruppen heranziehen will (s. 348 f.), deutet

ebenfalls in diese Richtung. Das Argumentieren mit
Fallgruppen erscheint auch deshalb problematisch,

weil Fallgruppen nicht als «archimedischer Punkt» zu

dienen vermögen, sondern - ganz im Gegenteil - sich

anhand des eigenen Ansatzes auch die Richtigkeit der

Fallgruppeneinteilung begründen lassen müsste.

Drittens: KöNrc zufolge macht die <<echte direkte»

Unternehmenshaftung eine Verhaltensztrechnung über-

haupt überflüssig: «Zwar kann ein Untemehmen [ge-
meint wohl: Untemehmenshäger] nicht im nattirlichen

Sinne handeln, es lassen sich ihm aber in rechtlicher

Hinsicht die wirtschaftlichen Aktivitäten zuordnen, die

von dem Unternehmen als wirtschaftlicher und sozialer

Einheit ausgeübt werden, also letztlich von den Unter-

nehmensangehörigen, soweit sie friLr das Unternehmen

tätig werden» (542 f.; s. auch 404). Ein Überflüssig-

werden der Verhaltenszurechnwrg wäre ein grosser Ge-

winn, stellt diese doch im ausservertraglichen Bereich

eine grössere Herausforderung dar. Es sind aber Zweifel
angebracht, ob Kör..rcs Ansatz dies tatsächlich erreicht.

Man muss sich vielleicht die Frage stellen, ob es rein lo-
gisch überhaupt sein kann, dass ein Rechtssubjekt, das

keine natürliche Handlungsf?ihigkeit besitzt, ohne Zw
rechnung menschlichen Verhaltens eine Haftungsnorm

ntverletzen velmag. Im Grunde unternimmt KöNrc le-

diglich eine Vergröberung der Perspektive: Anstatt auf
einzelne Unternehmensangehörige will er auf die Ge-

samtheit der Unternehmensangehörigen (das <<Unter-

nehmen») abstellen, und anstatt dass er auf der Grund-

lage einerZurechnungsnorm das Verhalten der einzelnen

Untemehmensangehörigen dem Untemehmensträger

zurechnet, will er dem Unternehmensträger das «Unter-

nehmeru> qua Untemehmensträgerschaft «zuordneo>.

Ob dies in der Sache sinnvoll ist, sei hier einmal dahin-

gesellt (dazu sogleich), doch um eine Verhaltenszurech-

nung handelt es sich im Ergebnis gleichwohl.

Wertens: KöNrcs Abstellen auf das «Unternehmen»

(die Gesamtheit der Unternehmensangehörigen) geht

damit einher, dass er die Auffassung verhitt, dass es in
Unternehmen Organisationsgefahren gibt, fi.ir die nicht
speziflsche Untemehmensangehörige verantwortlich
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gemacht werden können (s. 289). Auch hier sind Zwei-
t-el angebracht. Dass die Intema eines Unternehmens

tiir einen Drittgeschädigten kaum aufklärbar sind, ist

hinlänglich bekannt; hierauf kann man mit der Beweis-

lastumkehr reagieren. Organisationsgefal.rren rühren

aus der Arbeitsteilung. Nach schweizerischem Aktien-
recht ist die Organisation - jedenfalls im Kern eine

unüberlragbare und unentziehbare Aufgabe des Ver-

waltungsrats (Art.7l6aAbs. 1Ziff.2 OR). Mag auch

der Verwaltungsrat eher periphere Organisationsauf-

gaben intern delegieren, so bleibt es doch stets dabei,

dass ein oder mehrere speziflsche Untemehmensange-

hörige fiir die Organisation, d.h. flir die Sorgl?iltigkeit

der Arbeitsteilung, verantwortlich sind. Anders gesagt:

Wenn die Organisation im Unternehmen unsorgfliltig

ist und infolgedessen eine Drittschädigung resultierl,

so sind nicht kurzerhand sämtliche Organisationsan-

gehörigen qua Organisationszugehörigkeit kollek-
tiv dafür verantwortlich, sondern verantworllich ist

diejenige Person im Untemehmen es können auch

mehrere sein , die für die Organisation zuständig ist.

Die Notwendigkeit und Vorleilhaftigkeit einer «Orga-

nisationshaftung», die vom Gedanken lebt, dass es in
arbeitsteiligen Strukturen organisationsspezifische Ge-

fahren gibt, flir die organisationsintern schlechterdings

niemand zuständig und verantwortlich ist, erschliesst

sich infolgedessen nicht so recht. Der Nachweis, dass

es innerhalb von arbeitsteiligen Stmkturen («Organi-

sationen») Gefahren gibt, die - ungeachtet der fraglos

bestehenden Beweisprobleme nicht auf individuelles

Verhalten zurückgeliihrt rverden können, sei es einer

oder mehrerer Personen, ist in den Augen des Schrei-

benden nach wie vor ausstehend.

Fünftens: KöNrc spricht oft von der Zurechmrng des

<<Verschuldens» (s. etwa 667, wo von der «unechte[n]

direktefn] Unternehmenshaftung» die Rede ist, «bei

welcher die massgebliche Verhaltenspfl icht unmittelbar

an den Unternehmensträger adressiert ist, die Haftung
jedoch letzllich auf einer Zurechnung individuellen
Verschuldens beruhö>, oder 744, wo es heisst: <<Ist eine

eigene Pflicht des Unternehmensträgers festgestellt,

kann die Unternehmenshaftung dadurch begründet

werden, dass dem Unternehmensträger die schuldhafte

Verletzung der Pflicht durch einen Unternehmensan-

gehörigen zugerechnet wird»). Zumindest sprachlich

erscheint dies nicht hinreichend differenziert. Wie be-

reits ausgefrihrt, legt KöNrc seiner Konzeption einheit-

lich das Verhaltensunrecht zugrunde. Nach Auffassung

des Schreibenden ist die einheitliche Anwendung des

Verhaltensunrechts auch für das schweizerische Recht

der richtige Ansatz. Mit der einheitlichen Anwendung

des Verhaltensunrechts wird nun aber das Verschulden

als eigenständiges Tatbestandselement obsolet, zumal

die Urteilsftihigkeit, die nach traditioneller Auffas-

sung ebenfalls beim Verschulden zu prüfen sein soll,
ohnehin vermutet wird (Art. 16 ZGB) und somit im
Normalfall keiner Prüfung bedarf. Auch im deutschen

Recht wird das Verschulden als eigenstäindiges Tatbe-

standselement obsolet. Welchen Sinn hat es dann noch,

immerfort vom <<Verschuldeo> zu sprechen?

Hinzu kommt, dass es auch logisch unstimmig wirkt,
von der Zurechnung des «Verschuldens» eines Unter-
nehmensangehörigen zum Untemehmensträger zu
sprechen, wenn die einschlägige Sorgfaltspflicht al-
lein in der Person des Untemehmensträgers besteht.

Wer nicht Träger der einschlägigen Sorgfaltspflicht ist,

kann sich - völlig gleichgültig, wie er sich verhält -
nicht eines Fehlverhaltens schuldig machen. Von einer

Person, die nicht selbst Träger der einschlägigen Sorg-

faltspflicht ist, kann nie ein <<Verschulden>> zugerech-

net werden, da es ein solches nicht geben kann. Was

hingegen dwchaus zugerechnet werden kann, ist das

Verhalten dieser Person. Der Unterschied zwischen
Verhalten und Verschulden besteht darin, dass das Ver-

halten ein rein faktisches Phänomen ist, wohingegen
das Verschulden als (negative) rechtliche Wertung nur

daraus resultieren kann, dass das Verhalten mit einer

Sorgfaltspflicht, d.h. einem Soll-Verhalten, abgegli-
chen wird (was aber eben voraussetzt, dass die Person,

um deren Verhalten es geht, überhaupt Trägerin der

einschlägigen Sorgfaltspflicht ist).

V. Schlusswürdigung

CansrpN KöNrc hat ein grosses Buch vorgelegt, das

dem dogmatisch interessierten Leser einiges an Kon-
zentration und vor allem Zeit abverlangt. Ob es - aus

einem aufmerksamkeitsökonomischen Blickwinkel
gesehen - sinnvoll ist, dass in Deutschland Habilita-
tionsschriften mittlerweile eher mehr als 700 Seiten als

weniger zählen, sollte man vielleicht l«itisch hinter-
fragen. Es dürfte nicht viele Leser geben, welche die

Zeit fix die Lektüre solcher Bücher «von Buchdeckel

zu Buchdeckeb> aufzubringen vermögen. Im Falle des

hier besprochenen Buches wtire dies schade, denn wer
sich auf einer dogmatischen Ebene mit der Frage der

Begri.indung der Deliktshaftung des Unternehmens-

trägers beschäftigt, sollte dieses Buch lesen. Es han-

delt sich füLr diesen Bereich der Unternehmenshaftung

fraglos um ein sehr wichtiges Buch. Dass es da und
dort Widerspruch hervomrft, liegt in der Natw eines

dogmatisch angelegten Buches und stellt - wie bereits

erwähnt - einen Pluspunkt da1 da es eben auch und
gerade darum geht, den wissenschaftlichen Diskurs

an )regeu Was letzteren anbetrifft, wird man sich vor
allem auch noch zu überlegen haben, inwieweit Toch-

tergesellschaften und Zulieferer die Deliktshaftung des

Unternehmensträgers auszulösen vermögen. Denn im
nicht seltenen Fall ist es ja so, dass der Unternehmens-
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träger nicht nur durch Organe und Hilfspersonen han-

delt, sondern auch durch zentral geflihrte Tochterge-

sellschaften und allenfalls sogar durch Zulieferer. Hier
bestehen nach wie vor immense Forschungslücken -
hüben wie drüben.

Dr. Järg Fisch, MA, St.Gctllen

La responsabilite civile
extracontractuelle
Christoph Müller

Helbing Lichtenhahn, 2. Aufl., Basel 2023. 343 Seiten,

cHF 88. rSBt{ 978-3-7I90-4674-3

l. Blick über den Röstigrahen

Zu oft und zu Recht wird hierzulande beklagt, dass

jede Sprachregion, insbesondere die deutsch- und die

französischsprachige, der juristischen Literatur der an-

deren Sprachregionen zu wenig bis gar keine Beach-

tung schenke. Aus eigener Erfahrung und Beobachtung

weiss ich: das stimmt! Als mitAbstand grösste schwei-

zerische Sprachgruppe verfü5 die deutschschweizeri-

sche Lehre über die umfassendste Bibliothek; ein Blick
aus der deutschen Schweiz über die Sprachgrenze

drängt sich nicht nietrt aus diesem Grund nur selten

auf. Im Gegenteil: Meist sind es die Romands, die über

den Röstigraben schielen müssen, um sich einen ge-

nügenden Einblick in die einschlägige Literatur zu ver-
schaffen. Dabei wäre der Reflex in die andere Richtung

bisweilen genauso hilfreich. Dass die Schweiz nicht
nur über mehrere Sprachen, sondern auch über ver-
schiedene Kulturen verfügt, gilt auch fi.ir die Rechts-

wissenschaft: Diese wird ennet der Sprachgrenze teil-
weise anders gepflegt als in der Deutschschweiz.Danr
kommt, dass das Schrifttum der Romandie über eini-
ge Bijoux verfügt, die einer landesweiten Beachtung

durchaus würdig sind.

Ein solches Kleinod ist das Handbuch zum ausser-

verhaglichen Haftpflichtrecht von Christoph Müller.
Dieses ist soeben, zehn Jabte nach der ersten Auf-
Iage (2013), in seiner zweiten Auflage unter dem un-
veränderten Titel La responsabilitö ciyile extracon-

tractuelle erschienen. Was zunächst aufüillt, ist der

graphisch praktisch unveränderte Buchumschlag, der

mit der Neuauflage eine nur sehr marginale <<Moder-

nisierunp> erfahren hat. Auch der Buchumfang ist le-
diglich um rund 30 Seiten angeschwollen. Was also

äusserlich sehr stark an die erste Auflage erinnert,
offenbart einen aktualisierten Inhalt, auf den es näher

einzugehen gilt.

ll. Zum lnhalt

Im Vorwort erklärt der Autor seine Leidenschaft frir
das Haftpflichtrecht und verbindet damit die Hoffirung,
diese Passion mit der Leserschaft teilen zu können. Das

Haftpflichtrecht ist tatsächlich nicht bloss eine Rechts-

materie, sondern zugleich ein anhaltender Prozess

rechtsphilosophischer Überlegungen und - mit Blick
auf die Gesetze -Ausdruck rechtspolitischer Entschei-

dungen. Mit dieser Gesinmrng erfolgt der Einstieg in
die Materie im ersten Teil (Introduction), in welchem
die Grundlagen abgehandelt werden: Begriff und
Funktionen des Haftpflichtrechts, dessen Verhältnis
zum Versicherungsrecht, Arten der ausservertraglichen

Haftung, Abgrenzung zu anderenArten der rechtlichen
Verantworhmg (wie die Vertragshaftung, die Staats-

haftung und die strafrechtliche Verantwortlichkeit) und
die Quellen des ausservertraglichen Haftpflichtrechts.

Der zweite Tell (Les conditions gönörales) gilt den

allgemeinen Voraussetzungen der ausservertragli-

chen Haftung. Den Anfang macht der Autor mit dem

Schaden, welchen er darlegt und in all seinen Facet-

ten und Zuständen erläutert. Ein besonderes Augen-
merk verdient das Kapitel zt den umstrittenen Scha-

denskonstellationen (Dommages controversös) im
Zusammenhang mit der Perte d'une chance und den

verschiedenen Fällen unerwünschter Kinder (wrongful
conception, wrongful pregnancy, wrongful birth .tnd
wrongful life). }i4it Bezug auf die Widenechtlichkeit
und die Kausalität lässt der Autor kein Thema aus, das

zum Verständnis dieser Rechtsfiguren und zur Schif-
fung der Sinne fiir diesbezügliche neuralgische Punkte

beiträgt. Dasselbe gilt für das Verschulden natürlicher
und juristischer Personen, welchem der Autor einen

eigenen Teil (Lafaute comme titre de la responsabilitö
aquilienne) widmet.

Im vierten Teil (Zes responsabilitös objectives simples)

erwartet die Leserschaft eine systematische Abhand-
lung der sogenannten milden Kausalhaftungen, die von
der Haftung friLr Hilfspersonen (Art. 55 Abs. 1 OR), für
Tiere (Art. 56 Abs. I OR) rurd flir mangelhafte Werke
(Art. 58 Abs. 1 OR) über zwei Haftungstatbestände des

ZGB (kt. 333 Abs. I urd Art. 619 Abs. I ZGB) bis
hin zur Produktehaftpflicht reichen. Die einschlägigen

Ausführungen sind stellenweise mit schematischen

Darstellungen versehen, welche die behandelten Sys-

teme veranschaulichen. Mit einem besonderen Fokus

auf die Haftung der Halterin bzw. des Halters eines

Motorfahrzeugs werden im fünften Teil (Les responsa-

bilitös objectives aggravöes) die gesetzlichen Geftihr-
dungshaftungen, die auch als scharfe Kausalhaftungen
bezeichnet werden, abgehandelt.

Der sechste Teil(La röparation du pröjudice) liest sich
wie ein Vademecum der good practice der Schadens-
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